
  

 
 

 
 
 

Stellungnahme 
 

zum SPD-Regierungsprogramm 2013-2017  
zu Steuern, Finanzen und Finanzmarktregulierung 

 
 

1. Zum Teil „Eine neue Ordnung für die Finanzmärkte“ 
 
Wir teilen den grundsätzlichen Ansatz, den Primat der Politik gegenüber den Finanzmärkten 
wiederherzustellen und eine strikte Regulierung durchzusetzen. Auch in zahlreichen 
Einzelmaßnahmen sehen wir Schritte in die richtige Richtung.  

Etwas deutlicher würden wir formulieren, dass die Herausbildung des Finanzkapitalismus eine 
Fehlentwicklung war, die beendet werden muss. So ganz von alleine wird das „Monster“, von 
dem ehemalige Bundespräsident Köhler zu sprechen pflegte, nicht verschwinden. Es gibt 
harten Widerstand von der Finanzindustrie, ihren politischen Statthaltern wie der FDP und neo-
liberalen Ökonomen. 

Finanzmärkte haben der Realwirtschaft und der Wohlfahrt der Bürgerinnen und Bürger zu 
dienen, nicht den Profitinteressen von Shareholdern und institutionellen Spekulanten. Dazu ist 
Folgendes als grundsätzliche Orientierung notwendig: 

• Der völlig überdimensionierte Finanzsektor muss drastisch schrumpfen. Allein die 
schiere Größe der Finanzmassen erzeugt selbst bei maßvollen Zinsen einen enormen 
Renditedruck und ein permanentes Stabilitätsrisiko. 

• Es müssen – auch aus finanzpolitischer Sicht – die soziale Infrastruktur 
(Sozialversicherung, Bildung, Kultur etc.) und die für einen sozial-ökologischen Umbau 
strategisch wichtigen Bereiche der materiellen Infrastruktur (Energie, Energienetze, 
Verkehr) den Verwertungsinteressen des Finanzkapitalismus entzogen werden. 
Dort wo solche Fehlentwicklungen bereits stattgefunden haben, wie bei der Bahn oder 
der Riester-Rente, sind sie rückgängig zu machen. In diesem Zusammenhang begrüßen 
wir ausdrücklich den Vorschlag einer Bürgerversicherung. Richtig ausgestaltet wäre sie 
ein den Bismarckschen Sozialreformen vergleichbarer historischer Durchbruch. 

• Spekulative Geschäftsmodelle müssen verschwinden. Es reicht nicht das Kasino 
sicherer zu machen, es muss geschlossen werden. 

• Eine selektive De-Globalisierung der Finanzmärkte ist unumgänglich. Schon Keynes 
war der Meinung, dass der Handel globalisiert, die Finanzmärkte aber nationalstaatlich 
eingehegt werden müssen. Die jüngste Krise zeigt einmal mehr, dass man den Tiger 
nicht reiten kann, sondern an die Kette legen muss. Transnational politische 



  

Regulierungsmöglichkeiten (Global Governance) existieren allenfalls in embryonalem 
Zustand und funktionieren nicht. 

• Dazu ist auch die extremistische Wettbewerbsorientierung (Finanzstandort Deutschland 
bzw. Europa), wie sie jahrelang gepredigt wurde, aufzugeben und durch eine stärkere 
Binnenorientierung zu ersetzen. Wer z.B. und wozu braucht man Banken als Global 
Player? Wem nutzt es wenn Deutschland ein „attraktiver Finanzstandort“ ist? Und wem 
schadet es, wenn Hedgefonds u.a. institutionelle Spekulanten nach Singapur oder Abu 
Dhabi abwandern? 

• Daher sind auch Eingriffe in die sog. Kapitalverkehrsfreiheit, durch 
Kapitalverkehrskontrollen und steuerliche Lenkungsmaßnahmen notwendig. Die 
entsprechenden EU-Regeln, die von erz-neoliberalen EU Kommissaren wie McCreevy 
(heute als Banker tätig) auf Druck der Finanzlobby durchgedrückt wurden, sind 
entsprechend zu korrigieren. 

• Die Regulierung des Finanzsektors muss eingebettet sein in eine Umstrukturierung 
der Verteilungspolitik mit entsprechender Steuerpolitik zugunsten der Mehrheit der 
Bevölkerung. Der Finanzkapitalismus ist auch eine Umverteilungsmaschine von unten 
nach oben. 

 
Zu den Vorschlägen im Einzelnen: 

• Wir begrüßen die aktive Rolle der SPD bei der Durchsetzung der 
Finanztransaktionssteuer (FTS) und unterstützen ebenfalls den Vorschlag der EU-
Kommission, der ggf. auch im Rahmen der Enhanced Cooperation implementiert 
werden sollte. Nachbesserungsbedarf sehen wir allerdings in folgenden Punkten: 

o Bei der Steuerbasis, sollten Devisenspotmarktgeschäfte einbezogen werden. Die 
juristischen Einwände der Kommission sind nicht stichhaltig. 

o Beim Steuersatz für Derivate sollte man mit 0,05% einsteigen und dann, je nach 
Reaktion der Märkte, draufsatteln oder nachgeben. 

o Beim Thema Steuerumgehung sollte das Herkunftsprinzip noch durch das 
Ausgabeprinzip ergänzt werden. 

o Bei der Verwendung der Einnahmen besteht zwar kein direkter Zusammenhang 
zu regulatorischen Effekten, allerdings könnte eine Verwendung eines Teils der 
Mittel für Umwelt und Entwicklung eine politische Dynamik mit 
Nachahmungseffekten, z.B. in Schwellenländern auslösen und damit indirekt die 
regulatorischen Intentionen flankieren. 

• Eine starke Verkleinerung der Banken ist nötig, um die Steuerzahler vor Risiken zu 
schützen. Die Größe einiger Banken hat für die Gesellschaft keinen Nutzen, sondern 
birgt nur Gefahren. Sie stellen einen Machtfaktor dar, der nicht in die Demokratie passt. 
Selbst im Sturz haben sie eine enormes Erpressungspotential („too big to fail“). Hinzu 
kommt, wie erst kürzlich in einem Papier von Finance Watch1 deutlich gemacht wurde, 
dass große Banken deutlich mehr zu riskanten Geschäften neigen. Höhere 
Eigenkapitalgrenzen und Verschuldungsgrenzen reichen dabei nicht aus. Als erster 
Schritt wäre es notwendig, ein weiteres Wachstum der Großbanken zu verhindern. Dies 
gilt insbesondere für die Deutsche Bank, die auch nach der Krise kräftig zukaufen 
konnte. In Kanada gibt es eine strenge Fusionskontrolle, die verhindert hat, dass die 

                                                
1 Finance Watch, Positionspapier für die Liikanen Expertengruppe zur Reform des EU-Bankensektors: http://www.finance-
watch.org/wp-content/uploads/2012/03/Finance-Watch-on-E.U.-banking-structure-analysis-and-possible-solutions1.pdf  



  

kanadischen Banken noch größer werden und dass Kanada so in die Krise geraten 
konnte wie die meisten anderen westlichen Staaten. 

• Der Schutz und die Förderung der öffentlichen Banken bleibt einer der Schlüssel zu 
einem stabileren Banksystem. Auch diese Banken sind nicht fehlerfrei, aber sie sind 
doch ein Mittel gegen die Exzesse der Privatbanken, zumindest solange man ihren 
Aktionsradius und die Art ihrer Geschäftstätigkeit stark begrenzt. Auch 
Genossenschaftsbanken verdienen mehr Unterstützung. Dazu ist auch das EU-
Wettbewerbsrecht, das seit Jahren systematisch die Förderung des 
gemeinwohlorientierten Finanzsektors hintertreibt, zu ändern. Es ist eine neo-liberale 
Verirrung, den profitorientierten und den gemeinwohlorientierten Sektor gleich 
behandeln zu wollen. 

• Bei der Aufsicht muss das Vorsorgeprinzip verankert werden. Diese Idee wird gerade 
im Rahmen der MiFID-Reform auf EU-Ebene schon konkret im Hinblick auf die EU-
Wertpapierbehörde ESMA vom Parlament vorgeschlagen. Die juristischen 
Kompetenzen sowie die finanzielle und personelle Ausstattung müssen deutlich 
verbessert werden. Dass trotz Stresstests die spanische Bankia mit über 20 Mrd. Euro 
gerettet werden soll, ist Ausdruck des Versagens auch des neuen EU-Aufsichtssystems. 
Das Leitbild muss vom Gedanken der Kontrolle und nicht der Partnerschaft mit dem 
Finanzsektor geprägt sein.  

• Die Vorschläge zur Regulierung der Ratingagenturen gehen in die richtige Richtung. 
Allerdings ist das Kernproblem der Ratings deren prozyklische Wirkung. Sie fördert 
Blasen, bzw. verschlimmert Krisen. Daher ist auch an dem Vorschlag von EU 
Binnenkommissar Barnier anzuknüpfen, die unter bestimmten Umständen Ratings 
verbieten kann. 

• Der Derivatemarkt muss drastisch schrumpfen. Nach wie vor ist nicht im Geringsten 
erkennbar, dass der globale Derivatemarkt die Risiken im System und für einzelne 
Händler tatsächlich beseitigt. Im Gegenteil hat mit dem Aufstieg des Derivatemarkts die 
Zahl an Finanzkrisen stark zugenommen. Es ist an der Zeit, Termingeschäfte, die 
lediglich auf den Ausgleich von Preisdifferenzen abzielen, wieder wie Wetten zu 
behandeln. So war es bis Anfang des Jahrtausends im Bürgerlichen Gesetzbuch der Fall, 
deshalb waren solche Verträge nicht verbindlich. Notwendig ist außerdem ein TÜV für 
Derivate. Nur solche Produkte, deren volkswirtschaftlicher Nutzen eindeutig ist, werden 
zugelassen. Die Beweislast liegt beim Ausgeber des Produkts. 

 
 

2. Zum Teil „Gerechte Steuern und Finanzen“ 
Abgesehen von der Schuldenbremse, wo wir einen grundsätzlichen Dissens zur SPD sehen, 
stimmen wir in den anderen Fragen mit der Grundausrichtung des Entwurfs überein. Wir sehen 
aber noch Nachbesserungsbedarf, um Steuergerechtigkeit zu erreichen und die Begünstigung 
von Kapitaleinkommen zu beenden. 

• Die Schuldenbremse steht im Widerspruch zu dem Oberziel der Rückgewinnung des 
Primats der Politik über die Finanzmärkte. Unter den gegenwärtigen 
Rahmenbedingungen ist sie eine Selbstfesselung der Politik, und das in Zeiten, in denen 
wir es mit einer Krise von historischer Tragweite zu tun haben. Politik darf daher nicht 
selbst ihre Handlungsmöglichkeiten einschränken. Das gilt auch für das EU-Äquivalent 
der Schuldenbremse, den Fiskalpakt. Nicht umsonst ist die Bundesrepublik in diesem 
Punkt international isoliert und selbst in der EU wird zunehmend erkannt, dass ein 
solches Instrument nicht nur zu Lasten der Mehrheit der Menschen geht, sondern auch 



  

ein Sargnagel für die europäische Integration ist. Das heißt nicht, dass es mit den 
öffentlichen Finanzen so weitergehen kann wie bisher. Notwendig ist eine Reduzierung 
der Abhängigkeit der Staatsfinanzen von den Finanzmärkten. Ein wichtiges Element 
dafür ist die Erhöhung der Einnahmen durch eine progressive Besteuerung der großen 
Globalisierungsgewinner, sowie Investitionen – gerade auch öffentliche – in den sozial-
ökologischen Umbau, die Förderung der Binnennachfrage und den Abbau der 
deutschen Handelsbilanzüberschüsse. Notwendig ist auch eine Neudefinition der Rolle 
der EZB. Mit dem Crash ist zugleich der Monetarismus gescheitert, auf dessen Dogmen 
die Konzeption der EZB beruht. Das Mandat der EZB muss gleichwertig erweitert 
werden um das Ziel ökologisch tragfähigen und sozial gerechten Wachstums und der 
Schaffung entsprechender Arbeit. Als kurzfristiges Mittel zur Krisenbekämpfung sind 
Eurobonds ein geeignetes Mittel. 

• Die Abgeltungssteuer sollte abgeschafft werden. Eine Anhebung der Sätze und 
anschließende Prüfung der Einnahmen – wie jetzt vorgesehen –  ist zwar nicht verkehrt. 
Dies verkennt aber, dass die Steuer nicht nur wegen der Einnahmeverluste ein Skandal 
ist, sondern auch die anonymisierte Abführung ist eine Privilegierung von 
Kapitaleinkommen, die das Steuersystem insgesamt untergräbt. Die Einkommensdaten 
jedes/r Arbeitnehmer/in werden auch automatisch gemeldet. Eine unterschiedliche 
Behandlung von Kapitaleinkommen ist durch nichts zu rechtfertigen und lädt zu 
Missbrauch ein. 

• Auch wenn verständlich ist, dass die SPD nach der Schröderschen Steuerreform nicht 
auf einen Schlag eine 180 Grad Wendung bei Einkommens- und Vermögenssteuern 
durchführen will, sind die vorgeschlagenen Erhöhungen sehr schüchtern. Schließlich 
haben wir die schwerste Finanzkrise seit der Großen Depression und bei der Euro-Krise 
steht das Schlimmste noch bevor. Der New Deal hat bei der Einkommenssteuer mit 
Spitzensätzen von über 90% operiert. Selbst wenn man sich so viel Radikalität nicht 
traut, sollte die SPD wenigstens mit ihrer französischen Schwesterpartei gleichziehen 
und einen Spitzensatz bei der Einkommenssteuer von 75% anstreben.  

• Auch sonst müssen die zahllosen Steuervergünstigungen, die der Kapitalseite in den 
letzten Jahrzehnten gewährt wurden, wieder zurückgefahren werden. Dazu zählen 
insbesondere die Instrumente, die es vor allem Großkonzernen ermöglichen, ihre 
Steuerschuld klein zu rechnen: die Abzugsfähigkeit von Schuldzinsen und 
Lizenzgebühren, der großzügige Verlustvortrag aus Vorjahren und die steuerliche 
Organschaft.2  

• Die Steuerfluchtbekämpfung muss deutlich verschärft werden. Das Gesetz dazu von 
2009 ist viel zu schwach gestaltet. Es braucht eine Steueroasenliste nach strengen 
Kriterien, die auch einen Mindeststeuersatz für Unternehmen einschließen müssen wie 
z.B. in Brasilien 25%. Ein automatischer Steuerinformationsaustausch und eine 
länderbezogene Rechnungslegung müssen ebenfalls umgesetzt werden. Trotz massiver 
OECD-Kritik an Deutschland ist auch der Kampf gegen Geldwäsche noch immer nicht 
ausreichend.  

*** 
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2 Siehe Lorenz Jarass / Gustav M. Obermair „Steuermaßnahmen zur nachhaltigen Staatsfinanzierung”, 
http://www.jarass.com/Steuer/A/Steuerma%C3%9Fnahmen.pdf. 


